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1. Einleitung
Ich möchte Ihnen heute die wichtigsten Erkenntnisse aus einer Studie präsentieren, die das Max-
Planck-Institut im Jahr 2000 für das BKA erarbeitet hat. Dabei ging es um eine systematische
Erfassung von Rechtstatsachenforschung zum Strafverfahren im deutschsprachigen Raum in den
neunziger Jahren. Hierfür konnten etwas mehr als 500 Publikationen ausgewertet werden.
Selbstverständlich ist die ganze Breite des dabei abgedeckten Themenspektrums in der kurzen
Zeit auch nicht ansatzweise darstellbar. Ich möchte mich insofern auf eine kurze
zusammenfassende Darstellung beschränken - viele von Ihnen werden die in ihren jeweiligen
Arbeitsbereichen relevanten Untersuchungen ohnehin kennen. Über die Darstellung der
Problem- oder Themenbereiche, die im Einzelnen beforscht wurden und werden, hinaus soll
auch aufgezeigt werden, wo Forschungslücken oder -defizite identifizierbar sind.
Um das Bild abzurunden, soll neben einer inhaltlichen und methodischen Beschreibung der
aktuellen Forschungsschwerpunkte und Forschungstendenzen strafrechtlicher
Rechtstatsachenforschung auch der institutionelle Hintergrund angesprochen werden. Hierzu
gehören auch einige strukturelle Merkmale der deutschsprachigen - und das heißt zu einem
Großteil tatsächlich auch: deutschen - Rechtstatsachenforschung, etwa die Frage, wer überhaupt
Forschung betreibt, in welchem Umfang und welchem institutionellen Rahmen u.ä.; denn oft
sind es auch solche Strukturmerkmale, die über den Inhalt von Forschung entscheiden (oder
mitentscheiden).
Sekundäranalytische Untersuchungen dieser Art gab es im deutschsprachigen Raum für die
Neunzigerjahre lange Zeit nicht. Die Vorgängerstudie - ebenfalls in unserem Institut für das
BKA erstellt (Dessecker/Geissler-Frank, unveröffentl.) - erfasste die Zeit bis zum Oktober des
Jahres 1990 und zielte auf die Vorbereitung der damals noch geplanten "Großen
Strafverfahrensreform", die im Zuge der deutschen Wiedervereinigung nicht zuletzt aus Kosten-
und Kapazitätsgründen vertagt worden ist. Die Notwendigkeit einer solchen Reform wie auch
die Herstellung ihrer Grundlagen in Form von rechtstatsächlichen Erhebungen sind freilich
weiterhin unumstritten.
2. Ausgangslage
Allerdings ergibt sich die Notwendigkeit von empirischen Forschungen zum Strafverfahren auch
ohne das Ziel einer systematischen und umfassenden Reform der gesamten Strafprozessordnung.
Reformimpulse gehen bereits von den zahlreichen Einzelreformen aus, denen die
Strafprozessordnung in den letzten zwanzig Jahren unterworfen war und die den deutschen
Strafprozess in verschiedenen Bereichen erheblichen Veränderungen ausgesetzt haben. So war
die Entwicklung des Strafverfahrensrechts in den letzten zehn Jahren - nicht nur in Deutschland,
sondern international - auf die Eingliederung neuer (proaktiver) Ermittlungsmaßnahmen in das
System der Ermittlungsmethoden konzentriert, die proaktiver Natur und ganz wesentlich mit
Effizienzgesichtspunkten begründet worden sind. Verfolgt man nämlich die Reformentwicklung
der 90er Jahre in Deutschland, so lässt sich unschwer feststellen, dass sich wesentliche Teile der
Reformen mit auf neue Kriminalitätsformen und hiermit zusammenhängende neue
Gefährdungen sowie neue Ermittlungsprobleme beziehen. Hierbei geht es im Wesentlichen um
die Organisierte Kriminalität, die grenzüberschreitende Kriminalität und hieraus resultierende
besondere Anforderungen an strafrechtliche Ermittlungen. Es treten hinzu Fragestellungen im
Kontext der großen und komplexen Verfahren der Wirtschafts- und Umweltkriminalität,
Korruption sowie - dies läßt sich für die nähere Zukunft bereits prognostizieren - auch des



Terrorismus. Zu den neuen Kriminalitätsphänomenen, die unter dem Begriff und Konzept der
organisierten und transnationalen Kriminalität zusammengefasst werden, zählen insbes. der
Drogenhandel, die Wirtschafts- bzw. Umweltkriminalität, der Menschenhandel in seinen
Ausprägungen der illegalen Arbeitnehmerüberlassung, der Einschleusung von Immigranten
sowie des Frauen- und Kinderhandels, organisierter Betrug und Geldwäsche. Auch die
laufenden Debatten zur Reformbedürftigkeit des Strafprozessrechts beziehen sich wesentlich auf
die Perspektive der Bekämpfung Organisierter Kriminalität oder der Transaktionskriminalität,
wobei der elektronischen Überwachung von Wohnungen in der zweiten Hälfte der neunziger
Jahre erhebliche Bedeutung zugekommen ist.
Die Bekämpfung der Organisierten Kriminalität steht im übrigen auch im Vordergrund der
Bemühungen um eine europäische Sicherheitspolitik. Schließlich ist sie auch Kernpunkt der im
Dezember 2000 in Palermo aufgelegten UN-Konvention zur Bekämpfung der transnationalen
Organisierten Kriminalität. Im Mittelpunkt der europäischen Strategien stehen die
Schengenverträge, die nunmehr in den Bestand der Europäischen Union übernommen worden
sind und aus deren Zusammenhang heraus sich gerade in strafprozessualer Hinsicht eine
Vielzahl von Fragestellungen und Problemen ergeben, die wiederum auf Bedarf an empirischen
Forschungen einmal zu grenzüberschreitender Kriminalität, zum anderen an Untersuchungen zu
den Strukturen und Verteilungen von solchen prozessualen Problemen hinweisen, die sich aus
der Kooperation selbst sowie aus dem grenzüberschreitenden Charakter von Straftaten ergeben.
Auch der sog. Corpus Juris, mit dem ein Grundbestand materiellrechtlicher und prozessualer
Regeln als Kernstück eines europäischen Strafrechts erarbeitet worden ist, ist Ausdruck eines
Bedarfs an empirischem Wissen über die Implementation des Strafverfahrensrechts in Europa.
Denn nur auf der Basis empirischen Wissens kann es gelingen, Grundbestände von Regeln
festzulegen, die dann in den einzelnen lokalen Systemen auch aufgegriffen werden können und
dafür sorgen, dass jedenfalls rechtliche Strukturen nicht mehr als überflüssige Hindernisse in der
Verfolgung von Straftaten erscheinen.
Während aber die Reformen das Strafverfahren, vor allem aber das Ermittlungsverfahren,
beträchtlichen und deutlich sichtbaren Änderungen unterzogen haben, ist andererseits
wissenschaftlich noch immer weitgehend ungeklärt, was Organisierte Kriminalität im Einzelnen
ist, aus welchen Handlungen sie sich zusammensetzt, wie sich Organisierte Kriminalität
entwickelt und welches Gefährdungspotenzial dieser Kriminalität tatsächlich innewohnt. Der
Streit betrifft vor allem die von organisierter Kriminalität ausgehenden Gefahren für die Innere
Sicherheit, ja für die demokratisch verfasste Gesellschaft insgesamt. In einer zunehmend
polarisierten Debatte stehen sich Vorwürfe, mit Phantomen Kriminalpolitik zu begründen, der
Kritik gegenüber, gefährliche Kriminalitätsphänomene nicht ernst zu nehmen und auf Prinzipien
zu beharren, die den Strafverfolgungsbehörden und der Justiz die Möglichkeit nähmen, den
neuen Kriminalitätsphänomenen effizient zu begegnen. Ungeklärt ist, wie die Veränderungen
der Strafprozessordnung auf die strafrechtliche Verarbeitung neuer Formen der Kriminalität
wirken und welchen Erfolg sie in Anspruch nehmen können.
Die Debatten um die sog. "neuen Ermittlungsmethoden" und die strafrechtlich organisierte
Bekämpfung Organisierter Kriminalität stellen allerdings nur einen, wenn auch recht zentralen
Bereich dar, aus dem heraus sich der Bedarf an sehr spezifisch orientierter
Rechtstatsachenforschung zum Strafverfahren ergibt. Die neuen Ermittlungsmethoden sind
dabei einerseits eingriffsintensiver, andererseits haben sie auch dazu beigetragen, den Charakter
des Strafprozesses insoweit zu verändern, als nunmehr die weite und von vornherein kaum
begrenzbare Erhebung von personenbezogenen Informationen im Vordergrund steht. Deshalb
sind neue Fragestellungen entstanden, wie beispielsweise. die Behandlung der Begleit- oder
Zufallsfunde oder die Frage der Abgrenzung zwischen präventiven und gefahrabwehrenden
Strategien einerseits sowie repressiven Ansätzen andererseits.
Freilich spielen in der Debatte um eine Reform des Strafverfahrensrechts sowie die
grundsätzliche künftige Orientierung einer solchen Reform auch andere thematische



Schwerpunkte eine Rolle. Zu nennen ist dabei insbesondere die Opferperspektive, die seit den
achtziger Jahren ebenfalls zu beträchtlichen Veränderungen des Strafprozessrechts beigetragen
hat. Dabei spielen einmal Überlegungen zu den Folgen des Strafverfahrens für das Opfer der
Straftat eine tragende Rolle, zum anderen die Erwartungen von Opfern an das Strafverfahren
sowie an das Ergebnis der justiziellen Bearbeitung der Straftat für die Opferbelange.
Zu denken ist dann auch an die seit den sechziger Jahren die Diskussion insbesondere des
Jugendstrafrechts treibende Debatte um die Auswirkungen formeller Erledigungen von
Straftaten auf die Person des jugendlichen Straftäters in Form von Stigmatisierung und
Etikettierung, samt der rechtspolitischen Entwürfe der Nicht-Intervention und der Diversion.
Insgesamt ist aus diesen theoretischen Linien der Kriminologie und aus den entsprechenden
Entwürfen der Rechtspolitik zu Opfer und Täter unschwer ein Konzept negativer Neben- oder
gar Hauptwirkungen des Ermittlungs- und Strafverfahrens zu entnehmen, das freilich nicht nur
in Begriffe von Kosten und Nutzen (und damit der Effizienz) übersetzt, sondern auch in
Verbindung gebracht werden kann mit Überlegungen, die sich auf außerstrafrechtliche
Alternativen in der Kontrolle und im Umgang mit Kriminalität beziehen. Konzepte der
"Restorative Justice", aus der Idee der Wiedergutmachung und der Mediation entwickelt, und
Bezug nehmend auf die Gedanken des Abolitionismus, bieten selbstverständlich eine ganze
Reihe von Fragestellungen, die nicht bloß dem materiellen Strafrecht (und dort der Straftheorie
und den strafrechtlichen Sanktionen), sondern dem Strafverfahrensrecht zuzuordnen sind.
Schließlich ist Forschungsbedarf auch verbunden mit der Entwicklung des wissenschaftlich-
technischen Fortschritts, der insbesondere in DNA-Datenbanken und deren zunehmenden
Nutzung in Ermittlungsverfahren sowie in damit zusammenhängenden Problemen des Transfers
von Wissen zwischen empirischen und normativen Wissenschaften zum Ausdruck kommt.
Dabei geht es freilich nicht nur um die technischen Einzelheiten (die gleichwohl in empirischer
Hinsicht beispielsweise für strategische Planungen erhebliche Bedeutung haben), sondern auch
um die Frage, wie sich derartige Entwicklungen auf die Durchführung von Strafverfahren
auswirken, welche neuen Fehlerquellen hierbei entstehen können und welche
Anwendungsmuster die Praxis in unterschiedlichen Anwendungsbereichen entwickelt.
Besondere Bedeutung haben auch hier Evaluationsfragestellungen, vor allem in Gestalt von
Kosten-Nutzen-Analysen.
3. Empirische Forschung und Konzepte der Rechtstatsachenforschung
3.1. Empirie, Beschreibung und Theorieprüfung
Die Zielsetzung der systematischen Erfassung von empirischer Forschung zum Strafverfahren
und der Sekundäranalyse von Rechtstatsachenforschung zum Strafverfahren setzt eine Klärung
der Begriffe und Konzepte voraus.
Insbesondere bedarf es der Operationalisierung der "empirischen Forschung zum
Strafverfahren" bzw. der "Rechtstatsachenforschung". Tatsächlich lassen sich ja in der
Entwicklung der empirischen Forschung zum Recht zwei Forschungsrichtungen ausmachen,
nämlich eine soziologische, bei der es um eine empirisch abgesicherte Analyse und Erklärung
gesellschaftlicher Phänomene geht, zu denen natürlich auch das Recht gehört, und eine eher am
Recht und an der Rechtsanwendung orientierte Linie, für die Untersuchungen im Vordergrund
stehen, deren Ziel darauf gerichtet ist, den Realitätsbezug (und damit die Effizienz einerseits
sowie die Reflexionskapazität andererseits) im Recht zu erhöhen. Die Lösung von konkreten
Rechtsgestaltungs- und Rechtsanwendungsfragen ist es deshalb, die für die
Rechtstatsachenforschung eine ausschlaggebende und strukturierende Rolle spielt. Insoweit ist
es die Untersuchung

� der Ausgangslagen von Strafrechtsreformen in Form der Feststellung von aktuellem
Bedarf an veränderter Gesetzgebung (sei dieser verfahrensrechtlicher oder
materiellrechtlicher Art),

� der Implementation der Gesetzgebung (vor allem im Hinblick auf Vollzugsdefizite und
deren Ursachen),



� der Evaluation der Gesetzgebung im Hinblick auf beabsichtigte und unbeabsichtigte
Folgen,

� der Ökonomie der Gesetzgebung bzw. der Gesetzesanwendung samt Kosten-Nutzen-
Analysen,

� des Transfers von empirischem Wissen in die Politik, Gesetzgebung und Rechtspraxis
(und dessen Folgen),

was im Zusammenhang mit strafverfahrensrechtlicher empirischer Forschung im Vordergrund
zu stehen hat.
Fragt man nun nach den Konzepten, mit Hilfe derer empirische Strafverfahrensforschung
identifiziert werden kann, so muss selbstverständlich der Begriff der Empirie im Mittelpunkt
stehen, somit auch ein Rückgriff auf sozialwissenschaftliche Methoden. Letztlich geht es mit
empirischer Strafverfahrensforschung um den Versuch, zum einen empirische
Grundinformationen zur Beschreibung der Vorgänge und Abläufe im Strafverfahren zu
beschaffen, zum anderen geht es darum, theoretisch (oder kriminalpolitisch) geleitete
Vorstellungen über Zusammenhänge (in der Regel kausaler Art) an Hand empirischer
Informationen der Widerlegung auszusetzen.
Konzeptuell kann empirische Strafverfahrensforschung zunächst in Grundlagenforschung und
angewandte Forschung zerlegt werden. Rechtstatsachenforschung als Grundlagenforschung
scheint zwar der starken Praxisorientierung zu widersprechen. Doch ist leicht nachweisbar, dass
auch ganz eng an praktischer Verwertbarkeit orientierte Forschung typische
Grundlagenelemente enthalten kann, ja gar enthalten muss. Hier spielen die theoretischen
Grundlagen des einzelnen Forschungsvorhabens eine entscheidende Rolle. Denn auch für
Rechtstatsachen gilt natürlich, dass sie sich nicht selbst interpretieren, sondern erst im Lichte
einer Theorie brauchbare Informationen hergeben. Zum anderen kann Rechtstatsachenforschung
wie Grundlagenforschung an Forschung langfristiger Art und nicht bloß an Tagesbedürfnissen
dienenden Erkenntnissen interessiert sein. Hier sind als Beispiele systematische Rückfall- und
Verlaufsuntersuchungen zu nennen; ferner ist auf die Evaluationsforschung im Allgemeinen zu
verweisen, die nur im Rahmen von Längsschnittuntersuchungen angemessen betrieben werden
kann, da jedenfalls kausale Beziehungen im Zeitverlauf unterstellt werden. Im Rahmen der
angewandten Forschung geht es dann um die weitere Aufspaltung in systematische und auf
Dauer angelegte Evaluation von rechtlich organisierten Steuerungsinstrumenten einerseits und in
solche Rechtstatsachenforschung, die Reformen des Strafrechts vorausgeht und den Bedarf an
Reformen des Rechts überhaupt erst belegt und begründet. Evaluation und Kontrolle des
Gesetzesvollzugs, eine Zielsetzung, die sich partiell überlappt mit den Gegenstandsbereichen der
sog. Implementationsforschung, ist umso wichtiger, je stärker die Gesetzgeber mit bestimmten
Gesetzesvorhaben Steuerungsansprüche erheben und Eingriffe in Individualrechte mit einem
bestimmten empirisch fassbaren Nutzen begründen. Zwar ist das Bundesverfassungsgericht
immer noch recht großzügig in der Einräumung von Beurteilungsspielräumen und in der
Hinnahme von Unsicherheit in den Beurteilungsmöglichkeiten von angenommenen
Gefahrpotenzialen und vermutetem Nutzen strafrechtlicher Regulierung. Doch verweist z.B.
gerade die Cannabis-Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts auch mit großem Nachdruck
auf die Bedeutung von Verhältnismäßigkeitserwägungen in der Setzung von Strafrecht wie in
seiner Anwendung. Gerade Verhältnismäßigkeitsprüfungen sind aber maßgeblich abhängig von
empirischem Wissen, einmal zur Einschätzung der bestimmten Handlungen innewohnenden
Risiken bzw. der von bestimmten Handlungen ausgehenden Gefahren, zum anderen zur
Prüfung, ob Strafrecht erforderlich und im Engeren verhältnismäßig zur Abwendung der
festgestellten Gefahren ist.
3.2. Prozessproduzierte Empirie
Ein weiterer Bereich ist die routinemäßige und organisatorisch sowie finanziell in
Verwaltungsabläufe eingebundene Erhebung von Daten zu rechtlich relevanten Tatsachen.
Besondere Bedeutung kommt dabei dem Modell zu, im Gesetz selbst dessen Evaluierung



vorzuschreiben und alle mit dem Gesetzesvollzug betrauten Stellen zu verpflichten, Probleme
bei der Rechtsanwendung zu erfassen und zu dokumentieren. Die vom Deutschen Bundestag
beschlossene Einführung des "Großen Lauschangriffs" ist bspw. mit einem solchen
Evaluationsmechanismus gekoppelt. Der Gesetzgeber hat damit zur Auflage gemacht, die
empirischen Folgen des "Großen Lauschangriffs" daraufhin zu untersuchen, ob die Erwartungen
(mit denen die Einführung begründet worden ist) tatsächlich eingetreten sind. Gerade an solchen
Punkten erweist sich dann die Frage als bedeutsam, wem die Analyse und Bewertung der
empirischen Informationen anvertraut werden soll. Die Antwort darauf ist abhängig davon zu
machen, mit welchem Ziel die Auswertung erfolgen soll. Ist Ziel der Auswertung die Kontrolle
und ggf. die Korrektur der Gesetzgebung und Rechtsanwendung, so bedarf es hierfür einer von
den profitierenden Institutionen unabhängigen Einrichtung. Denn es geht bei der
rechtstatsächlichen Forschung zu den Folgen einer solchen Maßnahme wie dem des "Großen
Lauschangriffs" auch um die Herstellung von Legitimation und Akzeptanz, im übrigen auch von
Transparenz. Legitimation freilich ist nur dann zu erzielen, wenn die Öffentlichkeit letztlich
davon überzeugt werden kann, dass die Evaluation neutral und nicht interessengeleitet
durchgeführt wurde. Hiervon ist zu unterscheiden eine wissenschaftliche Analyse von
"prozessproduzierten" Daten, die nicht primär von der Frage nach der grundsätzlichen
Berechtigung einer politischen Entwicklung geleitet wird, sondern in Form der begleitenden
Forschung eine beständige Korrektur und Verbesserung praktischer Umsetzung der
Kriminalpolitik sucht. Freilich kann auch hier Nordamerika als Vorbild für weitere
Verbesserungen dienen. Denn dort besteht eine Verpflichtung nicht nur für die Durchführung
von Evaluationsforschung, sondern insbesondere auch für die Bereitstellung von finanziellen
Mitteln zur Durchführung von Forschung. Die Höhe der bereitzustellenden Mittel orientiert sich
an den Gesamtkosten der Umsetzung der Gesetzesvorhaben.
Die Differenzierung in staatlich organisierte und freie Rechtstatsachenforschung hatte in den
siebziger Jahren eine erregte Debatte ausgelöst, in der vor allem von freien
Forschungseinrichtungen auf Probleme der sog. Staatsforschung verwiesen wurde. Die Kritik
bezog sich vor allem auf die Befürchtung der Produktion bloßer Legitimationsforschung.
Freilich stand dahinter auch die nicht vorschnell abweisbare Befürchtung, dass sich Zugänge
freier Forschung zu den von Verwaltungen betreuten Datenquellen verschließen würden, wenn
staatlich organisierte Rechtstatsachenforschung sich in großem Ausmaß der Untersuchung
kriminalpolitischer Fragestellungen hinwenden würde. Andererseits haben die europäischen
Erfahrungen auch mit staatlich getragenen Großforschungseinrichtungen (Home Office
Research and Planning Unit, WODC, CESDIP, Scandinavian Research Council) gezeigt, dass
die von solchen Einrichtungen durchgeführten Untersuchungen dieselbe Anerkennung in der
Wissenschaft finden wie Untersuchungen freier Forschungseinrich-tungen. Die
nordamerikanischen Erfahrungen gehen in dieselbe Richtung, wobei gerade das National
Institute of Justice ein sehr gutes Beispiel dafür bietet, wie eine gelungene Integration von
Rechtspolitik, Programmatik und Forschungsförderung zu systematischer und gut verwertbarer
Forschung führen kann. Auch die deutschen Beispiele von staatlich veranlasster und initiierter,
partiell selbst durchgeführter Forschung zeitigen Ergebnisse, die für einen weiteren Ausbau
dieser Forschungslinie sprechen. Wie sich derartige Differenzierungen aber angesichts der
Privatisierungsdebatten und angesichts der Erwartungen an einen "schlanken Staat" entwickeln
werden, muss sich freilich erst noch zeigen.
Was weder für Staatsforschung noch für freie Forschung als gelöstes Problem bezeichnet
werden kann, ist freilich der Transfer von Wissen in die Kriminalpolitik und in die
Gesetzgebung hinein. Dies verweist allemal darauf, dass hier eine entscheidende Fragestellung
angesiedelt ist, die insbesondere die Begründung von Strafrechtssetzung betrifft. Zwar ist
akzeptiert, dass durch Rechtstatsachen Regelungslücken und Effektivitätsmängel schneller
erkannt, und deshalb Änderungen schneller vorgenommen werden können. Doch heißt dies
gewiss nicht, dass Gesetzgebungsaktivitäten wesentlich durch empirische Analysen und



gesichertes empirisches Wissen getragen sein müssten.
3.3. Datenschutz, Datenzugänge und Beschränkungen der Rechtstatsachenforschung
Die Rahmenbedingungen für sozialwissenschaftliche Forschung in Form der
Zugangsmöglichkeiten zu Daten im Bereich strafbaren Verhaltens, der Strafverfolgung und der
Strafjustiz haben sich drastisch verschlechtert, nicht zuletzt aufgrund der Untätigkeit des
Gesetzgebers. Immerhin sind nunmehr 17 Jahre seit dem Volkszählungsurteil des
Bundesverfassungsgerichts vergangen. Eine gesetzliche Grundlage, wie erforderlich und seit
langer Zeit gefordert, für den Zugang zu Strafakten und anderen Justiz- und
Strafverfolgungsdokumenten ist nunmehr vorhanden (vgl. nunmehr §476 StPO). Doch sind
damit offensichtlich bei weitem nicht alle Probleme ausgeräumt. Dort, wo gesetzliche
Grundlagen seit längerer Zeit vorhanden sind, wird der Zugang aus anderen Gründen immer
schwerer. Einmal sind gewisse Neigungen, sich zu Forschungszwecken eben nicht zu
offenbaren, nicht zu übersehen. Zum anderen wird der Zugang zu Informationen immer häufiger
von teils drastischen Gebührenforderungen abhängig gemacht. Rechtstatsachen-forschung ist
aber bei der Datenerhebung auf die Kooperationsbereitschaft von Behörden angewiesen und
bedarf des systematischen und im Wesentlichen auch unbeschränkten Zugangs zu Dokumenten.
Ohne einen solchen Zugang sind die beschriebenen und insbesondere auch aus der Sicht des
Strafgesetzgebers unverzichtbaren Aufgaben nicht zu erfüllen. Die jeweiligen gesetzlichen
Regelungen, auch in der Form von Forschungsklauseln eröffnen zwar ein Ermessen der
informationsverwaltenden Stellen, ein entsprechender Anspruch, etwa aus den Grundrecht der
Wissenschaftsfreiheit besteht aber nach ganz h.M. nicht. Eine stärkere behördeninterne
Institutionalisierung der Rechtstatsachenforschung und eine bessere Zusammenarbeit der
Behörden und der Wissenschaft könnten zwar die Situation verbessern. Doch würde dies wohl
zu stark zu Lasten der unabhängigen Forschung gehen. Hier dürfte allein ein
Informationszugangsgesetz Abhilfe schaffen, das ähnlich dem amerikanischen Freedom of
Information Act einen durchsetzbaren Anspruch auf Informationszugang verschafft und zu
administrativen und rechtlichen Rahmenbedingungen führt, die empirische Forschung zur
Strafjustiz sowie den freien Zugang zu Daten für wissenschaftliche Forschung als
Selbstverständlichkeiten ausweisen.
4. Zu den Untersuchungsergebnissen im Einzelnen
4.1. Untersuchungsgegenstand in inhaltlicher Hinsicht
Gegenstand der Untersuchung ist auf das Strafverfahren und hierbei insbesondere das
Ermittlungsverfahren bezogene Rechtstatsachenforschung, mithin empirische Forschung.
Die Bestimmung des Untersuchungsgegenstandes erfolgte inhaltlich am Gegenstandsbereich des
Strafverfahrens (unter Einschluss des formellen Strafrechts sowie der Instanzen bzw. Träger
strafrechtlicher Sozialkontrolle) und unter besonderer Berücksichtigung des
Ermittlungsverfahrens bei Einbeziehung der auf das Polizeirecht ausgreifenden
Rechtstatsachenforschung. Von diesem Ausgangspunkt wurde das Strafverfahren (und die hier
einzuordnende empirische Forschung) in fünf Phasen unterteilt:

� Das Vorfeld (in dessen Zusammenhang vor allem präventive Orientierungen, die
Konvergenz des Strafverfahrensrechts und des allgemeinen, gefahrabwehrenden
Polizeirechts sowie neue technische Ermittlungsmethoden sichtbar werden können),

� das Ermittlungsverfahren,
� das Hauptverfahren bzw. die Hauptverhandlung,
� das Rechtsmittelverfahren sowie
� das Vollstreckungsverfahren.

4.2. Die Quellen strafverfahrensrechtlicher Rechtstatsachenforschung
Die vorhandene Rechtstatsachenforschung wurde zunächst aus Veröffentlichungen entnommen
und damit aus dem vorhandenen Bestand an Monographien, wissenschaftlichen Zeitschriften
sowie Sammelbänden. Dieser Bestand war fast vollständig in der Bibliothek des Max-Planck-
Instituts für Ausländisches und Internationales Strafrecht enthalten. Zur Ergänzung und



Absicherung erfolgten Suchläufe in solchen Informationssystemen, die auch
strafverfahrensrelevante empirische Literatur enthalten (beisp. KrimDok). Ferner wurde über
herkömmliche Zugänge nach grauer Literatur gesucht. Ergänzend wurde mit Suchroutinen
(anhand von Schlüsselbegriffen) das WWW ausgeleuchtet.
Folgende Zeitschriften wurden mit den Jahrgängen 1990-2000 in die Auswertung einbezogen:

� Monatsschrift für Kriminologie und Strafrechtsreform,
� Kriminologisches Journal,
� Kriminalistik,
� der Kriminalist,
� Deutsche Polizei,
� Zeitschrift für Rechtssoziologie,
� Bewährungshilfe,
� Cilip,
� Zeitschrift für Strafvollzug,
� NStZ,
� Strafverteidiger,
� Österreichische Zeitschrift für Strafrecht,
� Schweizerische Zeitschrift für Strafrecht,
� Kriminologisches Bulletin,
� Zeitschrift für Rechtssoziologie,
� KZfSS,
� DVJJ.

Mit diesen Zeitschriften sind solche Veröffentlichungsorgane erfasst, in denen grundsätzlich für
die vorliegende Untersuchung einschlägige Forschung enthalten sein kann.
4.3. Allgemeine Kennzeichen veröffentlichter Rechtstatsachenforschung
Unsere Sekundäranalyse basiert, wie schon erwähnt, auf 503 Texten bzw. Untersuchungen, die
als empirische Forschungen zum Strafverfahren klassifiziert worden sind (einschließlich noch
nicht abgeschlossener bzw. veröffentlichter und durch die Fragebogenerhebung erfasster
Studien). Dies ist eine sehr große Zahl verglichen mit der früheren Erhebung von
Dessecker/Geissler-Frank, die für den Zeitraum zwischen den 50er Jahren und 1990, also etwa
40 Jahre, 507 Studien ermittelt hatten. Das waren jährlich nicht mehr als etwa zwölf Studien,
während die neue Erhebung mehr als 40 Studien pro Jahr gezählt hat. Dies mag einmal eine
gewisse Vergrößerung des Forschungspotenzials widerspiegeln, das auch aus der Schaffung
neuer (juristischer) Fakultäten (und kriminologischer Lehrstühle) in den Neuen Bundesländern
resultiert, andererseits aber auch mit einer weiter reichenden Definition von
Rechtstatsachenforschung bzw. empirischer Forschung zu tun haben. Schließlich kommt darin
auch zum Ausdruck, dass empirische Forschung zum Strafrecht erst ab den sechziger Jahren mit
der Erweiterung des kriminologischen Forschungspotenzials in Deutschland richtig Fuß fassen
konnte; und seit den siebziger Jahren hat sich die Forschung dann etabliert und entfaltet
mittlerweile ihre eigene Dynamik.
Allerdings handelt es sich bei einem Teil der in Zeitschriften und Monographien
nachgewiesenen Studien um Mehrfachveröffentlichungen, die sich auf dieselbe empirische
Erhebung beziehen. Grafik 3 zeigt die Verteilung dieser Mehrverwertungen einzelner
empirischen Studien.

Dieses Phänomen kann im Wesentlichen mit einer systematische Platzierung von
Zeitschriftenaufsätzen erklärt werden, in denen entweder Zusammenfassungen oder
Einzelaspekte auch monographisch dargestellter empirischer Untersuchungen (ganz
überwiegend Dissertationen oder Habilitationen) einem anderen oder größeren Publikum
präsentiert werden.



Die Daten der erfassten Untersuchungen beziehen sich überwiegend - wie Grafik 4 ausweist -
auf Primärdaten, das heißt, auf originär erhobenes empirisches Material.

Immerhin 34% der Untersuchungen sind freilich der Analyse von polizeilichen
Kriminalstatistiken, Strafverfolgungsstatistiken oder anderem offiziellen statistischen Material
bzw. der Sekundäranalyse zuzuordnen, sie enthalten also kein originär gewonnenes
Datenmaterial.
Was die grundsätzlichen Methoden des Datenzugangs betrifft (siehe Grafik 5), so wurden etwas
mehr als 80% der untersuchten Studien als Datenzugänge quantitativer Art eingeordnet.

Dieser Anteil ist angesichts der weiten Verbreitung der Aktenuntersuchung sowie der
Verwendung von Statistiken und anderem Sekundärdatenmaterial nicht überraschend.
Einen gewissen Pfeiler der empirischen Strafverfahrensforschung stellt, wie im Übrigen auch in
der empirischen Kriminologie im Allgemeinen, die Dissertationsforschung dar. Etwa ein Viertel
der originären empirischen Untersuchungen geht auf Dissertationen zurück (das sind mehr als
50 Arbeiten). Dies deckt sich mit dem institutionellen Hintergrund der erfassten Forschung. Wie
Grafik 6 ausweist, entstehen mehr als die Hälfte der Untersuchungen in einem universitären
Rahmen.

An zweiter Stelle stehen - mit deutlichem Abstand - private (d. h. nicht-universitäre)
Forschungseinrichtungen. Auch Praktiker aus Justiz und Polizei tragen ganz erheblich zu dem
Bestand an Untersuchungen in den neunziger Jahren bei.
Die Verteilung der Untersuchungen entlang der Verfahrensstadien ergibt sich aus Grafik 7.

Die Untersuchungen wurden insoweit im Hinblick auf den Schwerpunkt der Fragestellung
einem Verfahrensstadium bzw. dem Gesamtverfahren zugeordnet. Jeweils ein Drittel der
Studien beziehen sich auf das Ermittlungsverfahren und auf das Gesamtverfahren. Etwa ein
Viertel der Forschungen konzentriert sich auf die Hauptverhandlung. Demgegenüber nehmen
Studien, die entweder eine Institution des Strafverfahrens (Polizei, Staatsanwaltschaft, Gericht,
Strafverteidiger, Soziale Dienste in der Justiz), die Strafvollstreckung, das Vorfeld des
Ermittlungsverfahrens oder das Rechtsmittelverfahren als Fragestellungen aufgreifen, nur etwas
mehr als 10% des Gesamtbestands an Forschung ein. Damit ergeben sich eindeutige
Schwerpunkte, deren Forschungsziele, Forschungsfragestellungen, Methoden und Befunde im



Folgenden im Einzelnen dargestellt werden sollen.
4.4. Methoden, Datenzugänge und Forschungsdesigns
Was die verwendeten Methoden betrifft, so zeigen die empirischen Untersuchungen eindeutige
Schwerpunkte im Bereich der Aktenanalyse und der Verwendung von Polizei- und Gerichts-
bzw. anderen Justizstatistiken (Grafik 8).

Es fällt auf, dass gerade das (durch randomisierte Kontroll- und Vergleichsgruppen
abgesicherte) Feldexperiment vollständig fehlt. Es ließen sich keine Untersuchungen
identifizieren, in denen kontrollierte Experimente (außerhalb von Laborbedingungen) eingesetzt
worden wären. Solche echten experimentellen Studien sind im Wesentlichen auf den
nordamerikanischen Raum beschränkt. Im Wesentlichen konzentrieren sich die hier bei uns
erfassten Experimente auf das Wiedererkennen (von Tatverdächtigen) durch Zeugen – eine sehr
bedeutsame Fragestellung des Beweises im Strafverfahren. Hierzu gehören auch die
Begleitforschung zu natürlichen Experimenten im Bereich des Kinderzeugenschutzes ebenso
wie Projekte zur Verteidigerbestellung für U-Häftlinge oder zum Potenzial des
Adhäsionsverfahrens. Zu verzeichnen waren Experimente ferner im Zusammenhang mit
Diversionspraktiken sowie mit dem Täter-Opfer-Ausgleich sowie Untersuchungen anhand
fiktiver Fälle, die ebenfalls experimentellen Charakter haben. Jedoch ist der eigentliche
Kernbereich des Experiments, nämlich das kontrollierte und in der Herstellung von
Interventions- bzw. Kontrollgruppen randomisierte Experiment in der hier erfassten
Rechtstatsachenforschung nicht vertreten.
Der Einsatz von Methoden der Datenerhebung lässt im Übrigen auch eine gewisse Entwicklung
hin zu Mehr-Methoden-Forschungen erkennen. Denn von den klassischen
Datenerhebungstechniken, nämlich Aktenanalyse, Befragung, Interview und Beobachtung,
wurden erhebliche Anteile in einer Kombination mit mindestens einer weiteren
Datenerhebungsmethode eingesetzt. Die Anteile von Untersuchungen, die sich allein auf eine
Datenerhebungsmethode stützen, belaufen sich für Aktenanalysen auf 52%, bei Befragungen auf
51%, beim Interview auf 26% und bei der (teilnehmenden Beobachtung) auf 39%. Insbesondere
der Beobachtung und dem Interview kommt damit für einen größeren Teil der auch mit Hilfe
dieser Methoden durchgeführten Untersuchungen ergänzender Charakter zu.
Die Untersuchungen sind ganz überwiegend als Querschnittsuntersuchungen angelegt.
Längsschnittforschung, die immer dort angezeigt ist, wo Verläufe bzw. Prozesse untersucht oder



die Evaluation kriminalpolitischer oder anderer Interventionen vorgenommen werden sollen, ist
demgegenüber weniger stark vertreten. Von den in die Sekundäranalyse aufgenommenen
Studien wurden zwar etwas mehr als 20% auch als Längsschnittstudien eingestuft, doch beruhte
dies primär auf der Verwendung von Zeitreihen aus offiziellen Statistiken, über die
Längsschnittfragestellungen im Hinblick auf Veränderungen als Folge veränderter
Gesetzgebung etc. beantwortet werden sollten. Etwa 30 Studien erfassen einen Längsschnitt auf
der Basis der Erhebung von originären empirischen Informationen. Davon entfallen wiederum
etwa ein Sechstel auf die Untersuchung der Legalbewährung. Zwei Studien bedienen sich bereits
vorher abgeschlossener Untersuchungen, um in Form einer darauf abgestimmten weiteren
empirischen Datenerhebung in einer Längsschnittbetrachtung Veränderungen zu beobachten.
Lediglich wenige Studien konnten identifiziert werden, in der auf der Basis von Erhebungen zu
mehreren Zeitpunkten Hypothesen zu Veränderungen durch Interventionen im Strafverfahren
getestet wurden.
4.5. Institutionen- und Rollenbezug der Untersuchungsgegenstände
Mit etwa 30% an Untersuchungen, die sich auch auf die Polizei beziehen, wird die Polizei in den
ausgewerteten Forschungen recht deutlich zu einem Schwerpunkt gemacht. Freilich deckt sich
dies partiell mit Diversionsfragestellungen und damit mit der Aufbereitung und Erledigung von
Bagatell- oder Jugendkriminalität.
Stärker noch ist der Bezug zum Gericht bzw. Richter, der mit etwa 40% der Untersuchungen
dominiert. Demgegenüber werden Staatsanwälte seltener zum expliziten Gegenstand von
rechtstatsächlichen Forschungen; fast vernachlässigt erscheinen noch immer die Perspektiven
der Strafverteidiger. Nicht sehr häufig sind im Übrigen Untersuchungen, die sich auf die Rolle
der Kooperation bzw. der Kommunikation im Verfahren beziehen. Eine solche Perspektive
wurde in den letzten Jahren erst ganz zögernd aufgegriffen.
Relativ häufig sind im Zusammenhang mit strafverfahrensbezogenen Fragestellungen dagegen
Untersuchungen, die das Opfer zum Gegenstand haben. Auch Sachverständigenfragen (insbes.
im Zusammenhang mit Gefährlichkeitsfeststellungen, Prognose und Gutachtenstellung) bilden
einen eigenen kleinen Schwerpunkt der Forschungen aus; erwartungsgemäß konzentrieren sich
diese Untersuchungen in der zweiten Hälfte der 90er Jahre, als im Zusammenhang mit dem
Gesetz zur Bekämpfung von Sexualkriminalität neue Probleme die Beschäftigung mit Fragen
des Sachverständigengutachten sowie der Sachverständigenrolle im Strafverfahren entstanden
sind.
4.6. Grundlagen- und angewandte Forschung
Versucht man eine Trennung zwischen Grundlagen- und angewandter bzw. Auftragsforschung,
so dürften etwa ein Drittel der Untersuchungen der Auftragsforschung zuzuordnen sein. Dies
ergibt sich jedenfalls aus den Selbstbeschreibungen. Stellt man auf die Eigenfinanzierung und
die unabhängige Forschungsförderung ab, so ergibt sich eine ähnliche Verteilung. Versteht man
unter Grundlagenforschung theoretisch geleitete Forschung, dann fällt die Verteilung recht
verzerrt aus. Die Überprüfung theoretisch abgeleiteter Hypothesen findet sich eher selten. Es
überwiegen ganz eindeutig rechtspolitische Themenstellungen und Fragen, die vor dem
Hintergrund von empirischen Datensammlungen erörtert werden.
4.7. Strukturen der Rechtstatsachenforschung in Deutschland
4.7.1. Personelle Ressourcen
Die personellen Ressourcen, die derzeit in verfahrensrechtliche Rechtstatsachenforschung
investiert werden, können (unter Einschluss von Doktoranden) in Deutschland auf etwa 60
beziffert werden. Diese Ressourcen decken sich freilich partiell mit denjenigen, die für
kriminologische Forschung eingesetzt werden. In diesem Bereich dürfte sich mutmaßlich nichts
verändern und in den letzten Jahren auch nichts verändert haben.
4.7.2. Finanzierungsstrukturen
Was die Finanzierungsstrukturen betrifft, so überwiegt die über Eigenmittel ermöglichte
Forschung. Ein Schwerpunkt lässt sich dabei in der schon erwähnten Dissertationsforschung



feststellen, die sehr häufig mit relativ bescheidenen Budgets arbeitet. Einen anderen
Schwerpunkt stellen Forschungsförderung durch die Deutsche Forschungsgemeinschaft sowie
durch Landesministerien der Justiz u.a. dar. Es ist unübersehbar, dass gerade die großen und
umfassenden Studien zum Strafverfahren durch Mittel und Ressourcen der Justizministerien,
insbesondere des Bundesministeriums der Justiz gefördert worden sind. Was bislang wohl eher
am Rande von Bedeutung ist, das sind Gemeinschaftsunternehmen zwischen mehreren
Ministerien. Hier bestehen sicher weitere Potentiale für die Zukunft.
Angesichts dieser Strukturen und der im Vergleich zu anderen europäischen Ländern recht
knapp bemessenen Investitionen in die Strafverfahrensforschung ist zu raten, die
Forschungsförderung durch die Justiz- und Innenressorts zu intensivieren. Die Erfahrungen in
Holland und in England, wo WODC einerseits und die home office research unit andererseits für
die programmatische Entwicklung der Rechtstatsachenforschung, deren Durchführung und
Aufbereitung Verantwortung tragen, zeigen deutlich, dass eine solche Konzentration der Mittel,
vielleicht auch in Form zeitlich befristeter Schwerpunktprogramme, bedeutsame Konsequenzen
nach sich ziehen kann.
5. Inhaltliche Schwerpunkte der auf das Strafverfahren bezogenen empirischen
Rechtstatsachenforschung
5.1. Fragestellungen
Die Fragestellungen empirischer Rechtstatsachenforschung sind in weiten Teilen deskriptiv und
rechtspolitisch ausgelegt. Dies zeigt sich beispielsweise in den Untersuchungen, die sich auf das
Ermittlungsverfahren beziehen. Hier sind es vor allem Diversionsfragestellungen, bzw. Fragen
der Einstellung des Verfahrens durch die Staatsanwaltschaft, die das Bild bestimmen. Freilich
lässt sich teilweise auch eine theoretische Vertiefung beobachten, die aber ganz wesentlich nicht
sozialwissenschaftlich strafrechtlich-kriminologischer Art ist. Gerade im Zusammenhang mit
Diversionsuntersuchungen sind es die Probleme des net widening oder der Kooperation
zwischen Polizei und Staatsanwaltschaft, auf die sich die Forschung bezieht. Relativ wenig
ausgeprägt sind evaluative Fragestellungen sowie Untersuchungsansätze, die sich auf die
Prävention von Kriminalität (im Zusammenhang mit Verfahren und Verfahrensausgestaltungen)
beziehen. Ist die geringe Berücksichtigung von Prävention verständlich, so verwundert doch das
fast völlige Fehlen von methodisch (und theoretisch) anspruchsvoll angelegter Implementations-
und Evaluationsforschung. Denn die Fragestellungen sind in vielen Zusammenhängen recht
eindeutig auf die Effizienz verschiedener Verfahrens-, Erledigungs- oder
Ermittlungsalternativen ausgerichtet und bedürfen von daher der Implementation von
Untersuchungsansätzen, die experimentell bzw. kontrollgruppenorientiert ausgelegt sein
müssten.
Ökonomische Untersuchungen zum Strafverfahren sind ebenfalls nicht zu identifizieren. Dies ist
nicht überraschend, denn ökonomische Forschung zum Recht hat sich bislang in Deutschland
nur ansatzweise entwickelt und ist im Zusammenhang mit Fragestellungen des Strafrechts und
des Strafverfahrens kaum aufgegriffen worden. Freilich dürfte die neuere Entwicklung, die
Veränderungen in der Budgetierung und betriebswirtschaftliche Elemente auch in die
Justizverwaltung und in die Polizei einführt, gerade in diesem Bereich zu neuen
Untersuchungsansätzen führen. Dies bietet dann Verbindungen zur Evaluationsforschung, die
dann selbstverständlich besser angelegt werden kann, wenn in der Implementation von
Strafverfahren Kostentransparenz entsteht.
5.2. Untersuchungsgegenstände im Überblick
Die hier erfasste Rechtstatsachenforschung lässt sich in folgende Gruppen einteilen. Zunächst
sind Forschungen zu nennen, die aus rechtspolitischen Fragestellungen hervorgehen und
teilweise auf Gutachtenaufträge von Ministerien zurückzuführen sind, teils aus universitärer
Forschung, und hier vor allem aus der Dissertationsforschung, stammen. Zu den auf Initiativen
des Bundesjustizministeriums zurückgehenden Forschungen gehören insbesondere groß
angelegte Studien zu den Rechtsmitteln sowie zur Dauer des Strafverfahrens. Auch die



Universitätsforschung ist sehr stark an aktuellen rechtspolitischen Fragestellungen orientiert.
Sodann handelt es sich (eher selten) um Untersuchungen, die auf sozialwissenschaftlichen oder
kriminologischen theoretischen Ansätzen beruhen. Eine weitere im Strafverfahren bedeutsame
Fragestellung wird durch die forensischen Wissenschaften eingebracht. Hierzu gehören vor
allem Untersuchungen, die sich mit Sachverständigengutachten, der Rolle des Sachverständigen
im Strafverfahren und den Beziehungen zwischen Sachverständigen und anderen
Berufsgruppen, befassen.
Insgesamt ergibt die Analyse der Schwerpunkte der rechtstatsächlichen Forschung im Vergleich
zu den für die Zeit bis Ende der achtziger Jahre festgestellten Schwerpunkten keine wesentlichen
Änderungen. Im Zentrum des Forschungsinteresses stehen nach wie vor seit langem kontrovers
erörterte oder rechtspolitisch gut verankerte Bereiche wie die Diversion und die
Untersuchungshaft, die Erledigung der Verfahren durch die Staatsanwaltschaft sowie die
Hauptverhandlung. Dabei können für den Bereich der Hauptverhandlung Konzentrationen im
Bereich der richterlichen Entscheidungen und im Bereich von Fragestellungen zum
Sachverständigen festgestellt werden.
Im Einzelnen lassen sich die einzelnen Forschungsprojekte folgenden Themenbereichen
zuordnen:
a) Die Institutionen des Strafverfahrens

� Gerichte und Richter
� Laienrichter
� Staatsanwälte
� Polizei und Polizisten
� Strafverteidigung
� Gerichtshilfe
� Bewährungshilfe
� Sachverständige
� Jugendgerichtshilfe

b) Untersuchungen zum Vorfeld sowie zum Ermittlungsverfahren
� Das Vorfeld des Ermittlungsverfahrens
� Anzeige, Verdacht und Vernehmung
� Diversion und Einstellung des Verfahrens durch die Staatsanwaltschaft
� Ermittlungsmethoden und Ermittlungseffizienz
� Besondere Ermittlungsmethoden
� Telefonüberwachung
� Verdeckte Ermittler
� V-Personen

c) Zeugen und (Opfer-) Zeugenschutz
d) Untersuchungshaft
e) Vorläufige Maßnahmen im Strafverfahren
f) Die Hauptverhandlung

� Entscheidungen
� Der Beweis im Strafverfahren
� Zeugen vor Gericht
� Der Kronzeuge
� Absprachen
� Kommunikation (und Hauptverhandlung)

g) Rechtsmittelverfahren
� Glaubwürdigkeitsbeurteilung und Revision
� Berufung und Revision

h) Besondere Verfahrensarten



i) Empirische Untersuchungen zum Gesamtverfahren
� Die Dauer des Strafverfahrens
� Kooperation

g) Fragen der Strafvollstreckung
6. Forschungslücken: Feststellungen und Sichtweisen
Auf der Basis der sekundäranalytischen Betrachtungen lassen sich auch die Forschungslücken
der empirischen Strafverfahrensforschung eindeutig identifizieren. Die gesamte
Ermittlungstätigkeit der Polizei wird – jedenfalls als zentrale Fragestellung – bislang immer
noch nicht als rechtstatsächliche Fragestellung aufgegriffen – zumindest nicht in systematischen
Forschungen. Dies gilt insbesondere für die so genannten "neuen Ermittlungsmethoden" und
damit verbundene weitergehende Fragestellungen der Effizienz und der Kosten.
Angesichts der Bedeutung, die die Verbindung des Ermittlungsverfahrens mit dem Vorfeld des
Tatverdachts als Folge der Konzentration auf so genannte Transaktionskriminalität und die weite
Verwendung von abstrakten Gefährdungstatbeständen in der Kontrolle von neuen Risiken hat,
sowie angesichts der bereits seit geraumer Zeit normativ thematisierten Konvergenz von
allgemeinem Polizeirecht und Strafverfahrensrecht erscheint die rechtstatsächliche Forschung an
diesem Punkt in hohem Maße defizitär.
Ferner fehlt eine Perspektive, die in der Regel immer ausgeblendet bleibt, nämlich die der
Straftäter selbst. Soweit beisp. die Effizienz von Kronzeugenregelungen oder anderen
Ermittlungsstrategien als Fragestellung vorgetragen wird, müsste eine solche
"Straftäterperspektive" tatsächlich enthalten sein. Denn wesentliche Annahmen zur Effizienz
sind lediglich aus einer solchen Perspektive zu beantworten.
Im Zusammenhang mit der Evaluation von besonderen Ermittlungsmaßnahmen sind die Defizite
ebenfalls sehr deutlich. Die Nachweise, die sich vor allem vereinzelt in polizeilichen
Zeitschriften finden, beziehen sich auf die Analyse von Einzelfällen oder die Aufbereitung
prozessproduzierter Daten, die jedenfalls eine präzise Evaluation nicht zulassen. Eine erste
größere Untersuchung zur Evaluation der Telefonüberwachung ist derzeit in unserem Institut in
Bearbeitung. Im übrigen beziehen sich die Untersuchungen zu Ermittlungen allgemein wie zu
besonderen Ermittlungsmaßnahmen auf rechtstheoretische und -dogmatische Probleme, partiell
auch mit rechtsvergleichenden Elementen.
Im Übrigen bleibt auch in recht häufig bearbeiteten Fragestellungen wie im Bereich der
Diversion bzw. der Anwendung der Einstellungsvorschriften noch erheblicher Klärungsbedarf.
Denn ein großer Teil der Untersuchungen beruht auf prozessproduzierten Daten, die
selbstverständlich tiefergehende, insbesondere aber Wirkungsfragestellungen kaum überprüfen
lassen. Solche sekundärstatistischen Analysen lassen zwar allgemeine Bewegungen bzw.
Veränderungen erkennen; jedoch vermögen sie nicht, über mehr oder weniger plausible
Interpretationen hinaus, in die Beantwortung empirischer Fragestellungen, das heißt, Annahmen
zu Zusammenhängen, insbesondere solcher kausaler Art, einzutreten. So wird gerade in der
Abgrenzung von Einstellungen nach §170 II StPO sowie solchen nach §§153, 153 a StPO
Forschungsbedarf diagnostiziert. Tatsächlich geht es hier um sensible Sachverhalte, die im
Schnittpunkt der Diskussion um Absprachen, exekutivischem Recht, der Sanktionierung durch
den Staatsanwalt, Verdachtsstrafen etc. liegen. Die weite Ausdehnung des Anwendungsbereichs
des §153a StPO sowie die in Praxis flächendeckend aufgegriffene Absprache muss natürlich zur
Frage führen, ob es zwischen der Verfahrenserledigung nach §170 II StPO und der nach §153a
StPO ggf. Austauschprozesse gegeben hat. Dasselbe gilt auch für Erklärungen der Bewegungen
in der Strafbefehlspraxis einerseits und der Nutzung des beschleunigten Verfahrens andererseits.
Die Zunahme im Gebrauch des beschleunigten Verfahrens mag beisp. durch deutliche
Veränderungen in den Strukturen der Tatverdächtigen, insbesondere nach dem politisch-
wirtschaftlichen Umbruch in den Ländern Zentraleuropas sowie dadurch beschleunigte
Migration erklärt werden; sichere Nachweise existieren allerdings nicht.
7. Zusammenfassung und Ausblick



7.1. Zusammenfassung
Die auf das Strafverfahren bezogene Rechtstatsachenforschung ist nach wie vor sehr stark durch
die Perspektive der Justiz geprägt.
Die Schwerpunkte liegen auf der Erledigungspolitik der Staatsanwaltschaft bzw. Diversion, der
gerichtlichen Entscheidungen bzw. der Hauptverhandlung und schließlich, soweit
Zwangsmaßnahmen im Verfahren betroffen sind, auf der Untersuchungshaft.
Das Ermittlungsverfahren und insbesondere Ermittlungsmethoden sind wenig beachtet. Neue
Ermittlungsmethoden werden bislang nur ganz vereinzelt aufgegriffen; vergleichbare Defizite
sind freilich in den Bereichen konventioneller Ermittlungsmethoden festzustellen.
Auch das Vorfeld des strafrechtlichen Ermittlungsverfahrens und Zusammenhänge zwischen
repressiven und präventiven Ansätzen in der Entfaltung polizeilicher Strategien sind kaum
untersucht. Wie in anderen Bereichen finden sich hier normative, theoretische und dogmatische
Schwerpunktbildungen, die durch empirische Untersuchungen jedoch nicht angereichert werden.
Diese Untergewichtung des empirischen Bereichs ist umso erstaunlicher, als nämlich die
theoretischen und normativen Analysen auf Effizienz und Folgen Bezug nehmen und von daher
die Nachfrage nach empirischen Informationen und Analysen sehr breit ausfällt.
Die Forschungsmethoden sind stark durch die Aktenuntersuchung sowie durch die Analyse
prozessproduzierter Daten geprägt. Daneben ist darauf hinzuweisen, dass wesentliche Teile der
empirischen Untersuchungen auf Statistiken der Justiz zurückgreifen, die tatsächlich für gewisse
Bereiche eine Dauerbeobachtung erlauben, jedoch für Fragestellungen, die auf Zusammenhänge
und kausale Beziehungen, vor allem im Rahmen von Evaluation, zielen, ungeeignet sind.
Jedoch ist auch zu bemerken, dass ein gewisser Trend zur Mehrmethodenforschung beobachtet
werden kann. Dabei geht es im Wesentlichen um die Kombination von Aktenuntersuchung und
Interview bzw. Befragung. Mehrmethodenforschung ist sicher zu begrüßen, denn die aus Akten
und Dokumenten im Allgemeinen ableitbaren Informationen erhellen lediglich einen Ausschnitt
aus der Verfahrenswelt, der ergänzungsbedürftig bleibt um das Wissen und die Informationen,
die eben nicht zum Akteninhalt werden und deshalb nur aus von den Akteuren des Verfahrens
selbst gewonnen werden kann.
Experimentelle Forschung ist selten, auch in Gestalt von Ansätzen, die die natürlichen
Experimente, die sich durch unterschiedliche Rechtsanwendung der Praxis ergeben, für die
Überprüfung kausal interpretierter Zusammenhänge nutzen.
Dem entspricht es, wenn vorwiegend beschreibende und rechtspolitische Fragestellungen und
Themen aufgegriffen werden. Evaluationsforschung tritt demgegenüber in den Hintergrund,
insbesondere theoretisch geleitete und von den Untersuchungszugängen angemessen
organisierte Evaluationsforschung.
Deshalb ist bislang weder ausreichend geklärt, welche spezifischen Ermittlungsprobleme (die
über bereits bekannte Ermittlungsprobleme hinausgingen) überhaupt aus den mit Organisierter
Kriminalität bezeichneten Sachverhalten entstehen, noch ist bekannt, wie die eingeführten
Ermittlungsmethoden das Ermittlungsverfahren und dessen Ergebnisse in Gestalt zunächst bloß
höherer Aufklärungsquoten und Verurteilungsraten verändern können.
Darüber hinaus ist natürlich ebenfalls nicht bekannt, wie sich ggf. höhere Aufklärungsquoten auf
die zugrunde liegende Problematik des Kriminalitätsgeschehens auswirken können.
Das Bild, das die empirische Strafverfahrensforschung skizzieren lässt, indiziert mithin Defizite
in inhaltlicher und in methodischer Hinsicht. In methodischer Hinsicht handelt es sich um
Schwächen im Hinblick auf die Absicherung kausaler Interpretation. In inhaltlicher Hinsicht
fällt ein Defizit auf, das wohl zuallererst daraus resultiert, dass die empirische
Strafverfahrensforschung nicht aus einem hierfür entworfenen Forschungsprogramm resultiert,
sondern zusammengesetzt ist aus Untersuchungen, die sich aus allgemein kriminologischen und
jugendstrafrechtlichen Perspektiven sowie aus Interessen unterschiedlicher Disziplinen ergeben.
7.2. Ausblick zum Gebrauch von Rechtstatsachenforschung in der Kriminalpolitik bzw.
Gesetzgebung



Eine ganz allgemeine Herausforderung für die empirische Strafverfahrensforschung stellt
schließlich die Verbindung zwischen Forschung und Praxis bzw. Gesetzgebung dar. In diesen
Feldern stellen sich Probleme, die bislang nur am Rande in der verfahresbezogenen, aber auch
der allgemeinen empirischen (Rechtstatsachen-) Forschung aufgegriffen worden sind.
Dabei ist grundsätzlich anzuerkennen, dass der politische Diskurs offensichtlich andere
Determinanten hat und dass der empirische Erkenntnisstand nicht unbedingt gleichbedeutend
mit einer Übernahme der Erkenntnisse in den politischen Diskurs ist. Hier gilt es die
Voraussetzungen zu untersuchen, unter denen Rechtspolitik und Gesetzgebung empirische
Strafverfahrensforschung aufgreifen und in welcher Art und Weise diese Befunde dann
verarbeitet werden.


